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PROTOKOLL 
 

 

 

über die am Dienstag, den 5. Februar 2013, von 18.00 Uhr bis 21.45 Uhr im Sitzungszimmer 

des Kommunalzentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald 

abgehaltene 

 

 

 

24. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2010 – 2016) 
 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Simon Aschaber, Christine Bernhofer, Mag. Helga 

Embacher, Alois Foidl, Johann Grander, Christine Gschnaller, Andrea 

Hauser, Mag. Leo Hofinger, Renate Kammerlander (ab 19.10 Uhr), 

Manfred Kecht, Ing. Manfred Keuschnigg, Heribert Mariacher, Leo 

Resch, Robert Steger, Franz Viertl, Peter Wallner (ab 18.20 Uhr),  

Dr. Georg Zimmermann 

 

Entschuldigt: August Golser (Ersatz: Franz Viertl) 

 

Nicht entschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

 

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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T A G E S O R D N U N G 
 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 
 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 
 

1) Erlassung eines Gemeinde-Katastrophenschutzplans 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 
 

1) BAUAUSSCHUSS 

1) Abschluss von Raumordnungsverträgen: 

a) Othmar Hager/Michael und Karin Oberschmid 

b) Martina Keuschnigg, Hans-Peter Keuschnigg und Manuela Mettler/Johann 

Schmidberger 

2) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3410/23, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Wohngebiet (Othmar Hager) 

3) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich des Gst. 3410/23, KG 82114 St. Jo-

hann in Tirol (Othmar Hager) 

4) Umwidmung des Gst. 3066/9, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Freiland in Wohn-

gebiet (Martina Keuschnigg, Hans Peter Keuschnigg und Manuela Mettler) 

5) Erlassung des Bebauungsplans im Bereich der Gst. 3066/8 und 3066/9, beide KG 

82114 St. Johann in Tirol (Doris und Josef Reiter) 

6) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst. 3537 und 3538/2, beide  

KG 82114 St. Johann in Tirol (Theresa Schott) 

7) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst. 2288/11 und 2288/16, beide 

KG 82114 St. Johann in Tirol (Josef Sevignani) 

8) Umwidmung im Bereich der Gst. 2743 und 5804, beide KG 82114 St. Johann in Ti-

rol, von Freiland bzw. Sonderfläche „Jugendherberge“ und Sonderfläche „Austrag-

haus“ in Sonderfläche „Hofstelle mit Austragshaus und Jugendherberge“ (Johann 

Georg Foidl) 

9) Entscheidung über eine Stellungnahme (Gabriele Noichl) 
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10) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 2662, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Frei-

land in Sonderfläche „Campingplatz“ (Hansjörg Leitner) 

11) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3619/2, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude mit der 

Nutzungsfestlegung „Viehunterstand und landwirtschaftliches Lagergebäude“ (Ste-

fan Mettler) 

12) Umwidmung einer Teilfläche der Gst. 3094/2 und 3094/1, beide KG 82114 St. Jo-

hann in Tirol, von Freiland in Wohngebiet (Susanne und Horst Siptroth) 

 

2) STRASSENAUSSCHUSS 

1) Bezeichnung einer Verkehrsfläche als „Kaiserweg“ 

 

3) ÜBERPRÜFUNGSAUSSCHUSS 

1) Bericht über Sitzungen des Überprüfungsausschusses 

 

4) WASSERAUSCHUSS 

1) Ausschreibung einer Gebühr hinsichtlich der Oberflächenentwässerung 

 

5) WIRTSCHAFTSAUSSCHUSS 

1) Vorstellung und Beschlussfassung zum Projekt „Masterplan Ortskern“ 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 

V. Ehrungen 
 

 

 

 

I. BERICHTE DES BÜRGERMEISTERS 
 

Am Beginn der Sitzung sind 17 Gemeinderäte anwesend. 

 

Franz Viertl gelobt vor dem Gemeinderat gemäß § 28 TGO Abs 1 2001 das Folgende: 

 

„Ich gelobe, in Treue die Rechtsordnung der Republik Österreich zu befolgen, mein Amt 

uneigennützig und unparteiisch auszuüben und das Wohl der Marktgemeinde St. Johann in 
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Tirol und ihrer Bewohnerinnen und Bewohner nach bestem Wissen und Können zu 

fördern.“ 

 

Hochwasserschutz. Der Bürgermeister berichtet von Aktivitäten der Gemeinde hinsichtlich 

des Hochwasserschutzes in St. Johann in Tirol. In diesem Zusammenhang verliest er ein 

Schreiben des Landeshauptmanns von Tirol: 

 

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Stefan! 

 

Nachdem du mir in der Vorwoche persönlich über die schwierige Situation hinsichtlich der Hoch-

wassergefährdung in deiner Heimatgemeinde berichtet hast und mich auch LH-Stv. Anton Steixner 

unter Hinweis auf die erneuten Überschwemmungen im heurigen Sommer hingewiesen hat, habe 

ich mir von unseren Experten einen aktuellen Stand übermitteln lassen. Es zeigt sich, dass in dieser 

Angelegenheit bereits zahlreiche Gespräche und Verhandlungen zwischen Deiner Gemeinde, dem 

Bund und unseren Experten stattgefunden haben und auch bereits entsprechende technisch akkor-

dierte Schutzmaßnahmenplanungen im Bereich der Fieberbrunner Ache vorliegen. Bislang scheiter-

te die weitere Umsetzung vor allem an der prioritären Mittelbereitstellung durch den Bund. 

 

Zwischen allen Beteiligten besteht Einigkeit, dass der Projektteil BA 02 (Mündung bis Wieshofer 

Wehr) mit Gesamtkosten in der Höhe von Euro 2,7 Mio. vorgezogen werden soll und nach einem fi-

xierten Bau- und Finanzierungsplan in den Jahren 2013, 2014 und 2015 umgesetzt werden soll. Auf 

Basis des Finanzierungsschlüssels bedeutet das für das Land Tirol einen Beitrag von 40% bzw. 

EUR 1.080.00,- wie folgt: 2013 Euro 270.000,- / 2014 Euro 540.000,- / 2015 Euro 270.000,-; 

 

Nachdem mir nunmehr auch die Vorfinanzierung des Bundesanteils durch die Gemeinde St. Johann 

i.T. und die Großachengenossenschaft mitgeteilt wurde kann ich Dir gerne mitteilen, dass sich auch 

das Land Tirol zum Bau- und Finanzierungsplan bekennt und ich darf Dir daher die entsprechende 

Finanzierung seitens des Landes Tirol zuzusagen.“ 

 

Manfred Kecht erkundigt sich danach, ob es hinsichtlich der Zwischenfinanzierung bereits 

eine „Finanzierungsüberlegung“ gebe. Der Bürgermeister weist daraufhin, dass im außer-

ordentlichen Haushalt der Gemeinde entsprechende Mittel (Darlehen) vorgesehen seien. 

Heribert Mariacher fragt, ob es in dieser Angelegenheit vor dem Hintergrund der „Aussen-

dung“ von Landwirtschaftsminister Nikolaus Berlakovich im Oktober 2011 („Hochwasser-

schutzmaßnahmen an der Fieberbrunner Ache für die Marktgemeinde St. Johann in Tirol“) 

auch ein Treffen mit diesem gegeben habe. Der Bürgermeister antwortet, ein „angestrebter 

Termin“ in der „letzten Woche“ sei nicht zustande gekommen, allerdings würden weitere 

Anläufe unternommen werden. 
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Peter Wallner kommt um 18.20 Uhr zur Sitzung. Es sind 18 Gemeinderäte anwesend. 

 

II. ANTRÄGE DES BÜRGERMEISTERS UND DES GEMEINDEVORSTANDES 
 

1) Erlassung eines Gemeinde-Katastrophenschutzplans 

 

Der Amtsleiter eröffnet diesen Tagesordnungspunkt. Sodann erläutert Hermann Lack-

ner wesentliche Aspekte des Gemeinde-Katastrophenschutzplans mittels einer Power-

Point-Präsentation. 

 

Der Bericht von Hermann Lackner zieht zahlreiche Fragen nach sich, etwa jene von 

Alois Foidl nach einer Notstromversorgung. Mag. Helga Embacher unterstreicht die 

Notwendigkeit derartiger Pläne („hat Sinn“). Dies habe etwa der Erdrutsch (Hangrutsch) 

in Going am Wilden Kaiser im Jahr 2011 unter Beweis gestellt. Ing. Manfred Keusch-

nigg weist auf die Notwendigkeit der Planwartung hin. 

 

Beschluss (18:0): 
 

VERORDNUNG 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde St. Johann in Tirol erlässt gemäß § 7 des Tiroler 

Katastrophenmanagementgesetz, LGBl. Nr. 33/2006, idF LGBl. Nr. 50/2012, und § 1 

der Katastrophenschutzplanverordnung, LGBl. Nr. 15/2007, nach Anhören der Ge-

meinde-Einsatzleitung und der sechswöchigen Auflage des Entwurfes des Gemeinde-

Katastrophenschutzplanes im Gemeindeamt einen Gemeinde-Katastrophenschutzplan 

als Grundlage für die Vorbereitung und die Durchführung der Abwehr sowie der Be-

kämpfung von möglichen örtlichen Katastrophen. 

 

Der Gemeinde-Katastrophenschutzplan beinhaltet Angaben über bedeutende geografi-

sche und technische Gegebenheiten im Gemeindegebiet, einschließlich der Beurteilung 

der Gefahrenlage, eine Bestandsaufnahme der Warn- und Alarmeinrichtungen sowie 

der verfügbaren Hilfs- und Rettungsmittel, und eine Aufstellung über die bei den ver-

schiedenen Katastrophenfällen zu treffenden Erst- und Einzelmaßnahmen, insbesonde-

re die Reihenfolge der im Katastrophenfall zu alarmierenden Personen und Stellen. 
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Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages des Anschlages an die Amtstafel in Kraft. 

Der Gemeinde-Katastrophenschutzplan liegt im Gemeindeamt zur öffentlichen Ein-

sichtnahme während der für den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden auf. 

 

Diese Verordnung enthält den Gemeinde-Katastrophenschutzplan als Anlage. 

 

III. BERICHTE UND ANTRÄGE DER AUSSCHÜSSE 
 

1) BAUAUSSCHUSS 

1) Abschluss von Raumordnungsverträgen: 

a) Othmar Hager/Michael und Karin Oberschmid 

 

Beschluss (17:0): [Mag. Helga Embacher abwesend] 
 

Der Abschluss des Raumordnungsvertrags laut Anlage A dieses Gemeinde-

ratsprotokolls wird genehmigt. 

 

b) Martina Keuschnigg, Hans-Peter Keuschnigg und Manuela Mettler/Johann 

Schmidberger 

 

Beschluss (16:0): [Mag. Helga Embacher, Ing. Manfred Keuschnigg abwe-
send] 
 

Der Abschluss des Raumordnungsvertrags laut Anlage B dieses Gemeinde-

ratsprotokolls wird genehmigt. 

 

2) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3410/23, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Wohngebiet (Othmar Hager) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (18:0): 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 
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Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3410/23, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Wohngebiet (§ 38 Abs 1 TROG 2011) 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage C dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 

 

3) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich des Gst. 3410/23, KG 82114 St. Jo-

hann in Tirol (Othmar Hager) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (19:0): 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans für eine Teilfläche des Gst. 3410/23, KG 82114 

St. Johann in Tirol, des Dr. Erich Ortner vom 21. Jänner 2013 („bplstjt01-2013 

Hager“) wird gemäß § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 aufgelegt. Die Auflegungs-

frist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 2011 erfolgt mit der Beschluss-

fassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 

gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans; dieser 

Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten 

Person oder Stelle abgegeben wurde. 
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4) Umwidmung des Gst. 3066/9, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Freiland in Wohn-

gebiet (Martina Keuschnigg, Hans Peter Keuschnigg und Manuela Mettler) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (17:0): [Ing. Manfred Keuschnigg abwesend] 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

Umwidmung des Gst. 3066/9, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Freiland in Wohn-

gebiet (§ 38 Abs 1 TROG 2011) 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage D dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 

 

5) Erlassung des Bebauungsplans im Bereich der Gst. 3066/8 und 3066/9, beide KG 

82114 St. Johann in Tirol (Doris und Josef Reiter) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (16:0): [Andrea Hauser, Ing. Manfred Keuschnigg abwesend] 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 3066/8 und 3066/9, beide KG 82114 

St. Johann in Tirol, des Dr. Erich Ortner vom 5. Dezember 2012 („bpl_stjt18-
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2012_1211 Opp/Reit/Keusch“) wird gemäß § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 

aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 2011 

erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs 

1 erster Satz TROG 2011 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des 

Bebauungsplans; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb 

der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von 

einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

6) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst. 3537 und 3538/2, beide  

KG 82114 St. Johann in Tirol (Theresa Schott) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (18:0): 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 3537 und 3538/2, beide KG 82114  

St. Johann in Tirol, des Dr. Erich Ortner vom 5. Dezember 2012 („bplstjt20-

2012_2411 Schott“) wird gemäß § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 aufgelegt. Die 

Auflegungs-frist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 2011 erfolgt mit der 

Beschluss-fassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs 1 erster Satz 

TROG 2011 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans; 

dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 

und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

7) Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst. 2288/11 und 2288/16, beide 

KG 82114 St. Johann in Tirol (Josef Sevignani) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 
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Beschluss (17:1): 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 2288/11 und 2288/16, beide KG 

82114 St. Johann in Tirol, des Dr. Erich Ortner vom 4. Dezember 2012 („bplstjt06-

2012 Sevignani“) wird gemäß § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 aufgelegt. Die 

Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 2011 erfolgt mit der 

Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs 1 erster Satz 

TROG 2011 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans; 

dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 

und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

8) Umwidmung im Bereich der Gst. 2743 und 5804, beide KG 82114 St. Johann in Ti-

rol, von Freiland bzw. Sonderfläche „Jugendherberge“ und Sonderfläche „Austrag-

haus“ in Sonderfläche „Hofstelle mit Austragshaus und Jugendherberge“ (Johann 

Georg Foidl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Renate Kammerlander kommt um 19.10 Uhr zur Sitzung. Es sind 19 Gemeinderäte 

anwesend. 

 

Beschluss (18:1): 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

Umwidmung von Teilflächen der Gst. 2743 und 5804, beide KG 82114 St. Johann 

in Tirol, von Freiland bzw. Sonderfläche „Jugendherberge“ und Sonderfläche „Aus-

traghaus“ in Sonderfläche „Hofstelle mit Austraghaus und Jugendherberge (SLH-1)“ 

(§§ 43 Abs 1 lit a, 44 und 46 TROG 2011) 

 
Der Planungsbereich ist in Anlage E dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 
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Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 

 

9) Entscheidung über eine Stellungnahme (Gabriele Noichl) 

 

Beschluss (18:1): [Ablehnung in Form der Enthaltung] 
 

Der Stellungnahme von Gabriele Noichl wird nicht Folge gegeben und der Ent-

wurf des Bebauungsplans und der Entwurf des ergänzenden Bebauungsplans im 

Bereich der Gst. .12, .13, 30/2 und 5618, alle KG 82114 St. Johann in Tirol, des  

Dr. Erich Ortner vom 24. Oktober 2012 (Planbezeichnung: „bplstjt08-2012_v2 

Speckbacherstrasse“) werden erlassen. 

 

10) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 2662, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Frei-

land in Sonderfläche „Campingplatz“ (Hansjörg Leitner) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (19:0): 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 2662, KG 82114 St. Johann in Tirol, von Frei-

land in Sonderfläche „Campingplatz“ (§ 43 Abs 1 lit a TROG 2011) mit den Nut-

zungsfestlegungen „Campingplatz“ und „Campingplatz – Abstellplatz zum kurzfristi-

gen Abstellen für Wohnmobile (Mondscheincamping)“ 
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Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 2662, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Sonderfläche Campingplatz gemäß § 43 Abs 1 lit a TROG 2001 in Freiland (§ 41 

TROG 2011) 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage F dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 

 

11) Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3619/2, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude mit der 

Nutzungsfestlegung „Viehunterstand und landwirtschaftliches Lagergebäude“ (Ste-

fan Mettler) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (19:0): 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

Umwidmung einer Teilfläche des Gst. 3619/2, KG 82114 St. Johann in Tirol, von 

Freiland in Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude (§ 47 

TROG 2011) mit der Nutzungsfestlegung „Viehunterstand und landwirtschaftliches 

Lagergebäude“ 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage G dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 
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Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 

 

12) Umwidmung einer Teilfläche der Gst. 3094/2 und 3094/1, beide KG 82114 St. Jo-

hann in Tirol, von Freiland in Wohngebiet (Susanne und Horst Siptroth) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (19:0): 
 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

Umwidmung von Teilflächen der Gst. 3094/2 und 3094/1, beide KG 82114 St. Jo-

hann in Tirol, von Freiland in Wohngebiet (§ 38 Abs 1 TROG 2011) 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage H dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 70 Abs 1 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. 
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2) STRASSENAUSSCHUSS 

1) Bezeichnung einer Verkehrsfläche als „Kaiserweg“ 

 

Beschluss (19:0): 
 

V E R O R D N U N G 
 

Aufgrund des Gesetzes vom 20. November 1991 über die Bezeichnung von 

Verkehrsflächen und die Nummerierung von Gebäuden wird verordnet: 

 

Bezeichnung einer Verkehrsfläche 
 

§ 1. (1) Die in der Anlage zu dieser Verordnung rosa markierte Verkehrsfläche 

erhält die Bezeichnung „Kaiserweg“. 

 

(2) Die in Abs 1 bezeichnete Anlage (= Anlage I des Gemeinderatsprotokolls vom 

5. Februar 2013) stellt einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung dar. 

 

Inkrafttreten 
 

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. April 2013 in Kraft. 

 

3) ÜBERPRÜFUNGSAUSSCHUSS 

1) Bericht über Sitzungen des Überprüfungsausschusses 

 

Der Obmann verliest die Niederschriften über die 19. und 20. Überprüfungsaus-

schusssitzung. 

 

Aufgrund der Verlesung der Protokollstelle „Alois Foidl möchte wissen, ob der 

Überprüfungsausschuss auch die Gebarung des Museums- und Kulturvereins  

St. Johann in Tirol prüfen kann.“1 entwickelt sich eine heftige, teils emotional geführ-

te Debatte. 

 

Die Obfrau des Kulturausschusses, Renate Kammerlander, bietet zuvorderst an, sie 

könne hinsichtlich des Museums- und Kulturvereins St. Johann in Tirol „gerne“ ei-
                                                           
1
 Dies ist aufgrund der Rechtslage nicht möglich. 
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nen „Tätigkeitsbericht“ „bringen“. Allerdings wundere sie dies schon; schließlich 

würde Derartiges von anderen Vereinen nicht verlangt. 

 

Heribert Mariacher repliziert hiezu, wenn schon bedürfe es eines fundierten Be-

richts, mit dem man etwas „anfangen“ könne. So interessiere es ihn nicht, ob im 

Museum „zehn Bilder ausgestellt“ würden (oder nicht). Vielmehr sei es wichtig, die 

Mittelverwendung nachvollziehen zu können. Die Gemeinde bringe schließlich je-

des Jahr „einen gewaltigen Teil“ für den Museums- und Kulturverein St. Johann in 

Tirol auf und habe daher das Recht, zu wissen, „was“ mit den zur Verfügung ge-

stellten Mitteln „passiert“. Einen „Tätigkeitsbericht“ könne man (ohnedies) „schrei-

ben, wie“ man „ihn haben“ wolle. Er wolle hingegen „Fakten“. Auch Dr. Georg Zim-

mermann betont ein „Auskunftsrecht“ der Gemeinde in Hinblick auf die Verwendung 

der von ihr gewährten Subventionen. Allerdings lehne er ein „Kreuzverhör“ von Ver-

einsorganen im Gemeinderat ab. 

 

Johann Grander wirft derweil die Frage auf, wie der Überprüfungsausschuss einen 

Tätigkeitsbericht prüfen solle.  

 

Mag. Helga Embacher bezweifelt, dass es „ohne konkreten Anhaltspunkt“ „zielfüh-

rend“ sei, „einzelne Vereine vorzuführen“. Vielmehr habe ein Ausschuss (im konkre-

ten Fall der Kulturausschuss) „Rede und Antwort“ zu stehen, warum er eine Sub-

ventionsvergabe befürworte; dies sei nicht primär Aufgabe eines Vereinsobmanns. 

 

Alois Foidl betont, es sei „hier etwas falsch rübergekommen“. Der Überprüfungs-

ausschuss habe „niemals“ die Absicht gehabt, dem Museums- und Kulturverein  

St. Johann in Tirol „irgendetwas“ zu „unterstellen“. Im Anschluss daran „verwehr[t]“ 

sich Heribert Mariacher dagegen, dass diese Angelegenheit nun „umgedreht“ würde 

und dem Überprüfungsausschuss „quasi“ unterstellt werde, einen Verein „zerlegen“ 

zu wollen. „So ist es nicht!“ Es gehe ausschließlich darum, die Mittelverwendung zu 

überprüfen. 

 

Nach längerer Diskussion greift der Bürgermeister den Vorschlag von Dr. Georg 

Zimmermann auf, den Obmann des Museums- und Kulturvereins St. Johann in Ti-

rol, Franz Trockenbacher, zu ersuchen, bei „einer der nächsten Sitzungen“ – „wenn 

möglich: bei der nächsten Sitzung“ – vor dem Gemeinderat über den in Rede ste-

henden Verein zu berichten. 

 



445 
 

Zum Ende des Tagesordnungspunktes unterstreicht der Bürgermeister die Wichtig-

keit und Bedeutsamkeit der Arbeit des Überprüfungsausschusses. 

 

4) WASSERAUSCHUSS 

1) Ausschreibung einer Gebühr hinsichtlich der Oberflächenentwässerung 

 

Der Amtsleiter erläutert die Verordnung in rechtlicher Hinsicht, Ing. Markus 

Schweinberger beleuchtet fachliche Aspekte. 

 

Beschluss (19:0): 
 

VERORDNUNG 
 

Auf Grundlage von § 15 Abs 3 Z 4 Finanzausgleichsgesetz 2008 (BGBl. I 103/2007 

idF BGBl. I 82/2012) wird für die Benützung der Abwasserbeseitigungsanlage der 

Marktgemeinde St. Johann in Tirol die folgende Kanalgebührenordnung erlassen. 

 

I. Abschnitt 
 

§ 1. Gebührenarten 
 

Die Marktgemeinde St. Johann in Tirol erhebt zur Deckung des Kostenaufwandes 

für die Abwasserbeseitigung folgende Gebühren: 

 

a) eine einmalige Anschlussgebühr für häusliches und betriebliches Abwasser 

b) eine einmalige Anschlussgebühr für Niederschlagswasser 

c) eine jährlich wiederkehrende Benützungsgebühr für häusliches und betriebli-

ches Abwasser 

d) eine jährlich wiederkehrende Benützungsgebühr für Niederschlagswasser 

e) eine jährlich wiederkehrende Zählergebühr 

f) eine einmalige Erweiterungsgebühr 

g) eine einmalige Erneuerungsgebühr 
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II. Abschnitt. Anschlussgebühren 
 

§ 2. Entstehen der Gebührenpflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Anschlusses 

eines Grundstückes an die bestehende Abwasserbeseitigungsanlage (im Folgen-

den: ABA). 

(2) Bei Zu- und Umbauten und bei Wiederaufbau von abgerissenen Bauten entsteht 

die Gebührenpflicht nur insoweit, als die Bemessungsgrundlagen (Baumasse und 

abflussrelevante Entwässerungsfläche) den Umfang der früheren übersteigen. Die 

Gebührenpflicht entsteht bei diesen Bauten mit dem Baubeginn. 

 

§ 3. Bemessungsgrundlage und Höhe 
 

(1) Die Anschlussgebühren (Abs 2 und 9) werden für die anschlusspflichtigen Anla-

gen im Sinne des Tiroler Kanalisationsgesetzes 2000 bzw. der Kanalordnung der 

Marktgemeinde St. Johann in Tirol aufgrund nachfolgender Bestimmungen berech-

net. 

(2) Für jedes an die ABA anzuschließende Gebäude (Gebäudeteil) wird die An-

schlussgebühr für häusliches und betriebliches Abwasser auf Grundlage der Bau-

masse berechnet. 

(3) Die Baumasse ist der durch ein Gebäude umbaute Raum. 

(4) Der umbaute Raum ist jener Raum, der durch das Fußbodenniveau des unters-

ten Geschoßes und durch die Außenhaut des Gebäudes oder, soweit eine Um-

schließung nicht besteht, durch die gedachte lotrechte Fläche in der Flucht der an-

schließenden Außenhaut begrenzt wird. 

(5) Die Baumasse ist geschoßweise zu ermitteln, wobei bei Räumen mit einer lich-

ten Höhe von mehr als 3,50 Meter der diese Höhe übersteigende Teil außer Be-

tracht bleibt.  

(6) Bei Dachgeschoßen (Geschoße, die das Dach berühren) wird jener Teil des 

umbauten Raumes miteinbezogen, der für Wohnzwecke genützt wird. 

(7) Von der Anschlussgebührenpflicht ausgenommen sind: Holzlegen, Gartengerä-

teschuppen und Garagen bzw. Tiefgaragenstellplätze (pauschal mit einer Baumas-

se von 60 m³ je Wohneinheit und tatsächlich vorhandenem Stellplatz/Garage). 

(8) Die Anschlussgebühr für häusliches und betriebliches Abwasser beträgt  

EUR 7,254 je m³ Baumasse. In diesem Betrag ist die Umsatzsteuer von 10 % ent-

halten. 
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(9) Bei Einleitung von Niederschlagswasser in die ABA wird zusätzlich eine An-

schlussgebühr auf Grundlage der abflussrelevanten Entwässerungsfläche berech-

net. 

(10) Die abflussrelevante Entwässerungsfläche ist die Summe aller abflussrelevan-

ten Dachflächen und befestigten Bodenflächen (Horizontalprojektion in Quadratme-

tern). Bei Retentionsanlagen wird die Entwässerungsfläche im Ausmaß des Re-

tentionsfaktors vermindert. 

(11) Begrünte Dachflächen und begrünte Bodenflächen sind von der Anschlussge-

bühr nach Abs 9 ausgenommen. 

(12) Die Anschlussgebühr für Niederschlagswasser beträgt EUR 6,000 je m² Ent-

wässerungsfläche. In diesem Betrag ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten. 

 

III. Abschnitt. Benützungsgebühren 
 

§ 4. Bemessungsgrundlage und Höhe 
 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Anschlusses 

eines Grundstückes an die bestehende ABA. 

(2) Die Bemessungsgrundlage für das häusliche und betriebliche Abwasser ist der 

durch den Wasserzähler gemessene tatsächliche Wasserverbrauch in m³. 

(3) Die Benützungsgebühren (Abs 2 und 8) werden in vierteljährlichen Teilbeträgen 

vorgeschrieben. Die Vorschreibung erfolgt in Form von Akontierungen auf der Be-

messungsgrundlage „Verbrauch des Vorjahres“. Die erste Vorschreibung enthält 

auch die Endabrechnung des Vorjahres. 

(4) Zu Beginn eines Benützungsverhältnisses erfolgt die Akontierung der Benüt-

zungsgebühr für das häusliche und betriebliche Abwasser auf Grundlage einer 

Schätzung. 

(5) Bei Wasserbezug aus anderen als gemeindeeigenen Anlagen hat diese ver-

brauchte Wassermenge durch einen gemeindeeigenen Zähler erfasst zu werden 

und diese Menge wird als Bemessungsgrundlage für die Benützungsgebühr heran-

gezogen. Bei fehlenden oder fehlerhaften Zählern erfolgt eine Schätzung. 

(6) Ist bei einem landwirtschaftlichen Betrieb der Wohnteil an die ABA angeschlos-

sen, so wird die Benützungsgebühr wie folgt berechnet: Für den landwirtschaftli-

chen Wasserverbrauch ist ein gemeindeeigener Subzähler zu installieren. Die damit 

ermittelte Wassermenge wird von der gesamten Wasserverbrauchsmenge in Abzug 

gebracht, sodass lediglich die im Wohnteil verbrauchte Wassermenge für die Vor-

schreibung der Benützungsgebühr verwendet wird. 
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(7) Die Benützungsgebühr für häusliches und betriebliches Abwasser beträgt  

EUR 2,158 je m³ Wasserverbrauch. In diesem Betrag ist die Umsatzsteuer von  

10 % enthalten. 

(8) Bei Einleitung von Niederschlagswasser in die ABA wird zusätzlich eine Benüt-

zungsgebühr auf Grundlage der abflussrelevanten Entwässerungsfläche berechnet. 

(9) Die Bemessungsgrundlage für das Niederschlagswasser ist die abflussrelevante 

Entwässerungsfläche (Horizontalprojektion in Quadratmetern). 

(10) Die abflussrelevante Entwässerungsfläche ist die Summe aller abflussrelevan-

ten Dachflächen und befestigten Bodenflächen (Horizontalprojektion in Quadratme-

tern. 

(11) Begrünte Dachflächen und begrünte Bodenflächen sind von der Benützungs-

gebühr nach Abs 8 ausgenommen. 

(12) Die Benützungsgebühr bei Einleitung von Niederschlagswässern beträgt  

EUR 0,700 je m² Entwässerungsfläche. In diesem Betrag ist die Umsatzsteuer von 

10 % bereits enthalten. 

 

IV. Abschnitt. Weitere Gebühren 
 

§ 5. Zählergebühren 
 

(1) Die Zählergebühr wird für die leihweise Beistellung des Wasserzählers in Form 

einer jährlichen Gebühr eingehoben. Die Vorschreibung erfolgt in vierteljährlichen 

Teilbeträgen. 

(2) Die Zählergebühr ist von der Wasserzählerkapazität abhängig und hat nachste-

hende Höhe (in diesen Beträgen ist die Umsatzsteuer von 10 % enthalten): 

 

Wasserzählerkapazität Höhe der jährlichen Gebühr in EUR 
4 m³/h 43,037 
16 m³/h 75,314 
100 m³/h 322,775 
100/4 m³/h (Verbundzähler) 431,058  
 

§ 6. Erweiterungsgebühr 
 

(1) Im Falle der Errichtung von zusätzlichen Anlagen für die Abwasserbeseitigung 

behält sich die Gemeinde das Recht der Vorschreibung einer Erweiterungsgebühr 

vor. 
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(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

(3) Die Bemessungsgrundlage für häusliches und betriebliches Abwasser ist die 

Baumasse. Die Bemessungsgrundlage für die Einleitung von Niederschlagswasser 

ist die abflussrelevante Entwässerungsfläche. 

(4) Die Gebührenpflicht gilt für alle Eigentümer von bebauten Liegenschaften, so-

weit die darauf befindlichen Gebäude im Entsorgungsbereich der Abwasserbeseiti-

gungsanlage liegen. 

(5) Die Gebührenpflicht entsteht mit Inbetriebnahme der zusätzlichen Abwasserbe-

seitigungsanlagen. 

 

§ 7. Erneuerungsgebühr 
 

(1) Im Falle der Erneuerung von Anlagen für die Abwasserbeseitigung behält sich 

die Gemeinde das Recht der Vorschreibung einer Erneuerungsgebühr vor. 

(2) Die Höhe der Erneuerungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

(3) Die Bemessungsgrundlage für häusliches und betriebliches Abwasser ist die 

Baumasse. Die Bemessungsgrundlage für die Einleitung von Niederschlagswasser 

ist die abflussrelevante Entwässerungsfläche. 

(4) Die Gebührenpflicht gilt für alle Eigentümer von bebauten Liegenschaften, so-

weit die darauf befindlichen Gebäude im Entsorgungsbereich der Abwasserbeseiti-

gungsanlage liegen. 

(5) Die Gebührenpflicht entsteht mit Inbetriebnahme der zusätzlichen Abwasserbe-

seitigungsanlagen. 

 

V. Abschnitt. Sonstige Bestimmungen 
 

§ 8. Abgabenschuldner 
 

Zur Entrichtung der Gebühren ist der Eigentümer des angeschlossenen Grundstü-

ckes verpflichtet. Nutznießer und Miteigentümer sind Mitschuldner zur ungeteilten 

Hand. 

 

§ 9. Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Anschlages an der Amtstafel in Kraft. 

Gleichzeitig treten alle bisher bestehenden Kanalgebührenordnungen außer Kraft. 
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Diese Verordnungen finden jedoch weiterhin Anwendung bei der Festsetzung der 

Gebühren, die vor dem 7. Februar 2013 entstanden sind. 

 

Beschluss (19:0): 
 

Die nachstehenden Gebühren werden frühestens per 1. Jänner 2015 valorisiert: 

 

 die einmalige Anschlussgebühr für Niederschlagswasser (§ 1 lit b der vor-

stehenden Verordnung) 

 die jährlich wiederkehrende Benützungsgebühr für Niederschlagswasser  

(§ 1 lit d der vorstehenden Verordnung) 

 

5) WIRTSCHAFTSAUSSCHUSS 

1) Vorstellung und Beschlussfassung zum Projekt „Masterplan Ortskern“ 

 

Hubert Almberger erläutert. 

 

Ziele des „Masterplans Ortskern“ seien unter anderem, die „Attraktivität“ des Orts-

kerns zu steigern und die „Aufenthaltsdauer“ in diesem zu erhöhen. Ein „lebendiger 

Ortskern“ sei ein „absolutes Muss“, auch vor dem Hintergrund der „Aufrechterhal-

tung der Lebensqualität“. Es gehe um ein „Alleinstellungsmerkmal“. 

 

Der Vortrag von Hubert Almberger ruft viele Fragen hervor, etwa jene von Christine 

Bernhofer, wer als Anlaufstelle für Erstkontakte bei etwaigen Betriebsansiedelungen 

fungieren soll (Bürgermeister oder Geschäftsführerin der Ortsmarketing St. Johann 

in Tirol GmbH). 

 

Peter Wallner möchte indes eine „prinzipielle Anmerkung“ zum Thema machen. 

Zahlreiche Projekte seien offen, welche dringend der Realisierung harrten. So liege 

etwa nach wie vor kein „offizielles“ „Verkehrskonzept“ vor. Dessen ungeachtet wür-

de nunmehr ein neuer – mit Kosten verbundener – Plan verfolgt, wodurch die Ge-

fahr entstehe, dass die sonstigen, erforderlichen Projekte „auf der Strecke“ bleiben. 

„Einiges“ beim „Ortsmarketing“ gefalle ihm zwar gut, allerdings habe man „sehr viel“ 

auch ohne „Ortsmarketing“ gewusst; dieses habe insgesamt nicht „so große Über-

raschungen“ zu bieten. 
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Auf Nachfrage von Johann Grander bestätigt der Bürgermeister abschließend, dass 

es zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht um eine konkrete Auftragsvergabe gehe, son-

dern um einen „Grundsatzbeschluss“ dahingehend, dass das bezeichnete Projekt 

weiter betrieben werden (könne). 

 

Beschluss (18:1): [Peter Wallner dagegen] 
 

Vor dem Hintergrund des Projekts „Masterplan Ortskern“ soll ein Gestaltungswett-

bewerb durchgeführt werden. 

 

IV. ANTRÄGE, ANFRAGEN UND ALLFÄLLIGES 
 

Schreibgerät. Christine Bernhofer berichtet von einer von der „Lebenshilfe“ betreuten 

Frau, welche sich sehnlich eine Schreibmaschine wünsche. Franz Viertl bietet daraufhin 

an, besagter Dame einen Computer zur Verfügung zu stellen. 

 

„CUBE Hotel“. Anschließend erkundigt sich Franz Viertl beim Bürgermeister nach dem 

„letzte[n] Stand“ beim Projekt „CUBE Hotel“ in St. Johann in Tirol. Der Bürgermeister ver-

weist zunächst auf die vorliegenden Stellungnahmen zu den einschlägigen Raumord-

nungsbeschlüssen, welche vom Gemeinderat noch zu behandeln seien. Das vorliegende 

Business-Konzept sei von der Aufsichtsbehörde als grundsätzlich „zukunftsträchtig“ er-

kannt worden, wenngleich diese Aussage der Aufsichtsbehörde noch nicht schriftlich vor-

liege. Die „verkehrstechnische Begutachtung“ sei bislang offen. Darüber hinaus fehlten 

derzeit die naturkundefachliche Stellungnahme und weitere „Stellungnahmen rechtlicher 

Natur“ von (betroffenen) Grundstückseigentümern und Dienstbarkeitsberechtigten. Diese 

Positionen müssten nunmehr „abgearbeitet“ werden. 

 

„Ortswärme“. Alois Foidl wünscht sich einen Bericht über die Ortswärme St. Johann in Ti-

rol GmbH im Gemeinderat. Der Bürgermeister sagt dies zu. 

 

V. EHRUNGEN 
 

Beschluss (19:0): 
 

Gemäß § 36 Abs 3 TGO 2001 wird die Öffentlichkeit für die Dauer der Beratung und Be-

schlussfassung über den Verhandlungsgegenstand V. Ehrungen ausgeschlossen. 
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Beschluss: 
 

Josef Grander wird gemäß § 14 Abs 2 TGO 2001 zum Ehrenbürger der Marktgemeinde  

St. Johann in Tirol ernannt. 

 

Dieses Protokoll enthält neun Anlagen. 

 

St. Johann in Tirol, 5. Februar 2013 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

Der Schriftführer: Gemeinderäte: 
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